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Rr. S.

Amtliches

erkündiaungsblatt
für den Amtsbezirk DnrLack

Samstag de« 20 Januar ^ 1017.
Orgelpfeifen betreffend.

Nachstehend bringen wir die Bekanntmachung des Kgl.stellvertretenden Generalkommandos des 14. Armeekorpsvom 10. Januar 1917 Nr . dl . 1/12. 18 KLi .Il . mit dem
An fügen zur öffentlichen Kenntn is , daß mit der Durch¬
führung der Bekanntmachung die Städte mit mindestens10 000 Einwohner »! und im übrigen die Amtsbezirke als
Kommunalverbände im Sinne von 8 2 der V .O . vom 11 .
August 1916 ( Gesetzes - und Verordnungsblatt Seite 219)
beauftragt sind .

Karlsruhe , den 10. Januar 1917.
Großü. Ministerium ^ s Innern .

Ter Ministerialdirektor :
Weingärtner . Dr . Schühly .

(Nr . dl. 1/12. 16 K.R .A .)
betreffend Beschlagnahme, Bestandserhebnng «nd Ent¬
eignung von Prospektpfeisen ans Zinn ») von Orgeln un¬
freiwillige Ablieferung von andere« Zinnpfeife » , -schall-
leitern nsw. von Orgeln «nd sonstige« Musikinstrumente « .

Bom 18. Januar 1917.
Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen des

Königlichen Kriegsministeriums zur allgemeinen ! Kenntnis
gebracht mit dem Bemerken , Satz , soweit nicht nach den all¬gemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, jedeZuwiderhandlung gegen die Vorschriften über BeMag -nabme und Enteignung nach 8 6**) der Bekanntmachungenüber die Sicherstellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni1915 (Reichs-Gesetzblatt S . 357) , vom 9. Oktober 1915
(Reichs-Gesetzbl S . 645), vom 25. November 1915 (Reichs-
Gesetzbl . S . 778) und vom 14 . September 1916 (Reichs-
Gesetzbl. S . 1019) und jede Zuwiderhandlung gegen die
Meldepflicht nach 8 5***) der Bekanntmachungen über
Vorratserhebungen vom 2. Februar 1915 (Reichs-Gesetz¬blatt S . 54) , vom 3. September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S .549) und vom 21 . Oktober 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 684)begrast wird . Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbesgemäß der Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuver¬lässiger Personen vom Handel vom 30. September 1915
(Reichs-Gesetzbl. S . 603) untersagt werden .

8 1 . Inkrafttreten der Bekanntmachung .
Die Bekanntmachung tritt mit dem Beginn des 10.Januar 1917 in Kraft .

I Unter Zinn im Sinne dieser Bekanntmachung werdenneben reinem Zinn auch Legierungen von Zinn und Bleiverstanden.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geld¬strafe bis zu 10 000 . /k wird, sofern nicht nach den allgemei¬nen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind , bestraft :1 . wer der Verpflichtung , die eriteigneten Gegenständeheranszugeben oder sie auf Verlangen des Erwerbers ,zu überbringen oder zu übersenden, zuwiderhandelt :2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand bei-seiteichasft. beschädigt oder zerstört, verwendet , ver¬kauft oder kauft oder ein anderes Veräußerungs - oder

Erwerbsoeschäft über ihn abschließt:3 . wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegen¬stände zu verwahren und pfleglich zu behandeln , zn-
widerhandelt :

4 wer den erlassenen Ansführungsbestimmungen zu-widcrhandelt.
*** > vorsätzlich die Auskunft , zu der er auf Grunddieser Verordnung verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Fristerteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Angabenmacht , wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geld¬strafe bis zu 10 000 -tk bestraft : auch können Vorräte , die ver¬schwiegen sind, im Urteile für dem Staate verfallen erklärtwerden . Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich die voraeschrix-benen Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt .Wer fahrlässig die Auskunft , zu der er auf Grund dieserVerordnung vervslicktet ist. nicht in der gesetzten Frist erteiltoder unrichtige oder unvollständige Angaben macht , wird mitGeldstrafe bis zu 9000 oder im Unvermögensfalle mitGefängnis bis zu 6 Monaten bestraft. Ebenso wird bestraft,wer fahrlässig die vorgeschriebenen Lagerbücher einznrichten .oder zu führen unterläßt .

8 2. Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände .
Bon Ser Bekanntmachung werden betroffen :

sämtliche ans Zinn bestehenden stummen und spre¬
chenden Prospektpfeisen von Orgeln mit Ausnahmeder im 8 3 genannten . Unter Prospektpfeisen wer¬den verstanden alle diejenigen zinnernen Orgelpfei¬fen welche rm Prospekt einer Orgel von außen sicht¬bar untergebracht sind ober untergebracht waren oder
untergebracht werden sollen .

Betroffen werden auch solche Prospektpfeifen , die aus
Zinn hergesteüt sind, bas von der Kriegst-Rohstofs-Abtei-
lung des Königlichen Kriegsministeriums oder durch di«
Militärbesehlshaber freigcgeben worden ist.

Unter Zinn im Sinne dieser Bekanntmachung werdenneben reinem Zinn auch Legierungen von Zinn und Bleiverstanden .
8 3 . Ausnahmen .

Ausgenommen von den Bestimmungen dieser Be¬
kanntmachung sind diejenigen Prospektpfeisen . welche nichtvollständig aus Zinn hergestellt sind (z. B Holz mit Ainu -
Überzug, Vorderseite aus Zinn aber Rückseite aus Zinkusw .)

8 4. Von der Bekanntmachung betroffene Personen ,Betriebe « sw.
Die Bestimmungen dieser Bekanntmachung gelten füralle Behörden , Personen , Betriebe und Anstalten , welche

sich im Besitz einer Orgel befinden , insbesondere Kirchen-
gemeinden aller Konfessionen, Orden , Klöster , Stifte , Re¬
ligionsgemeinschaften, Vereine , Vereinigungen , Gesell¬schaften , politische Gemeinden, Verwaltungen von : Kran -
tenhäusern , Sanatorien , Heilstätten , Irrenanstalten , StiftsHäutern und Altersheimen , Straf - und Besserungsanstal¬ten, Hochschulen , Seminaren » Gymnasien, Lyzeen. Schulenund anderen Unterrichtsinftituten , Besitzer von Konzert -und Vergnügungssälen , ferner Orgelfabriken und solcheBetriebe , welche Orgelpfeifen erzeugen oder verkaufen oder
solche Betriebe , welche Orgelpfeifen » die zum Verkauf be¬stimmt sind, in« Besitz oder im Gewahrsam haben.

8 5. Beschlagnahme.
Alle von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬stände (8 2) werden hiermit beschlagnahmt.

8 6. Wirkung der Beschlagnahme.
Tie Beschlagnahme hat die Wirkung , Laß die Vor¬nahme von Veränderungen an den von ihr berührten Ge¬

genständen verboten ist und rechtsgeschäftliche Verfügun¬
gen über sie nichtig sind, soweit sie nicht ausdrücklich aufGrund der folgenden Anordnungen oder etwa weiter er¬gehender Anordnungen erlaubt werden . Den rechtsgeschäft-
licheu Beifügungen stehen Verfügungen gleich» die im
Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung er¬
trügen.

Trotz der Beschlagnahme sind alle Veränderungen und
Verfügungen zulässig» die mit Zustimmung der mit der
Durchführung der Bekanntmachung beauftragten Behördenerfolgen .

Die Befugnis zum einstweiligen ordnungsmäßigen
Weitergebrauch der beschlagnahmten Gegenstände bleibt un¬berührt .

8 7 Meldepflicht, Enteignung und Ablieferung der
beschlagnahmten Gegenstände.

Die von der Bekanntmachung betroffenen Gegenständeunterliege « einer Meldepflicht,' sie sind durch den Besitzer
zu melden . Die gemeldeten Gegenstände werden durch be¬
sondere an den Besitzer gerichtete Anordnungen enteignetwerden . Gemäß den Bestimmungen dieser Enteignungs¬au ordnungen sind -sie alsdann » soweit erforderlich , auszu -
baueü und an die Sammelstellen abzuliefern .

Die enteigueten Gegenstände, die nicht innerhalb derin der EutcignvngsanorLnung vorgeschriebenen Zeit ab-
aeüesert sind werden auf Kosten des NblieferungSpflich -
tigen stvaügsmeise stbgeholt werden . . .
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Mit der Durchführung dieser Bekanntmachung werde «
dieselben Kou.munalverbändc beaustraqt, denen bereits die
Durchführung der Bekanntmachung .11. 1/18 . 18 . K. R . A.
vom 1 . Oktober 1SL8, betreffend Beschlagnahme, Bestands-
erhebnng und Enteignung von Rierglasdeckeln «nd Bier -
krngdeckeln aus Zinn und freiwillige Ablieferung von an¬
dere« Zinngcgenständeu übertragen worden ist. Diese er¬
laffen Mich die AusMirungsbest -MMUngen hinsichtlich der
Meldepflicht . Ablieferung nnd Einziehung der beschlag¬
nahmte « Prospektpfeise « .

Z 8. Uebernahmepreis.
Der von der beauftragten Behörde zu zahlende Ueber¬

nahmepreis wird auf 6Z0 für jedes Kilogramm Zinn
zuzüglich einer festen Entschädigung von 38 für jede
Orgel festgesetzt. Dieser Uebernahmepreis enthält den Ge¬
genwert für die Abgelieferten Gegenstände einschließlich
aller mit der Ablieferung verbundenen Leistungen wie
Entkernung der Pfeifen aus dem Prospekt und Ablieferung
derselben bei der Sammelstelle .

Ablieferer, die mit dem vorbezeichweten Uebernahme¬
preis nicht einverstanden sind, hoben dies sogleich bei der
Ablieferung zu erklären. In Fällen , in denen eine güt¬
liche Einigung über den Uebernahmepreis nicht erzielt ist,
wird dieser gemäß 88 2 und 3 der Bekanntmachungen über
die Sicherstellung von Kriegsbedarf auf Antrag durch das
Reichsschieösgericht für Kriegsbedarf in Berlin ^ 10, Bik-
toriastr . 34, endgültig festgesetzt.

8 9. Befreiung von der Beschlagnahme und Enteignung
«nd Znrückstellnng von der Ablieferung.

Solche beschlagnahmten Gegenstände, für welche ein
besonderer knvstgewerblicher oder kunstgefchichtlicher Wert
durch anerkannte Sachverständige festgestellt wird, di« von
Ser Landeszentralbehörde bestimmt und den Betroffenen
durch die beauftragten Behörden namhaft gewacht werden,
sind durch die beauftragten Behörde» auf Antrag von der
Beschlagnahme , Enteignung und Ablieferung zu befreien.

Andenkenwert entbindet nicht von der Beschlagnahme ,
Enteignung und Ablieferung.

Sprechende Prospektpfeisen könne« auf einen ausrei¬
chend begründeten Antrag aus dringenden Gründen von
der Ablieferung zeitweilig und gegen jederzeitigen Wider¬
ruf bis zur Beschaffung von Erfatzstücken zurückgestellt
werden.
8 18. Freiwillige Ablieferung oon andere» Zinnpfeife«

»s« .
Die Sammelstellen sind auch zur Entgegennahme fol¬

gender von der Bekanntmachung nicht betroffener Zinn-
pfeffen . -schalleiter usw . verpflichtet:

alle Pfeife« , Schalltrichter, Schallröhren usw. aus
Zinn von Orgeln und anderen Musikinstrumenten,
soweit sie nicht Prvspektpfeifen sind. Es gilt gleich,
ob diese Gegenstände bereits im Gebrauch waren
oder nicht.

Für jedes Kilogramm der hiernach freiwillig abgelie¬
ferten zinnerne» Gegenständ« werden 4 ^ vergütet.

Die an diesen Gegenständen befindlichen Beschläge oder
Bestandteile aus anderem Material als Zinn werden nicht
vergütet und sind vor der Ablieferung zu hntfernen. An¬
dere Gegenstände aus Zinn sowie aus anderem Material
bestehende , mit Zinn überzogene Gegenstände werden nicht
angenommen.

8 11. Anfrage« und Anträge.
Alle Anfragen und Anträge, die die vorstehende Be¬

kanntmachung betreffen , sind an die beauftragten Behör¬
de« zu richten , mit der Bezeichnung „Betr . Orgelpfeifen"
z« versehen und dürfen andere Angelegenheiten wicht
behandeln.

Karlsruhe , den 10 . Januar 1917.
Der Kommandierende General :

Isbert , Generalleutnant .

Bekanntmachung über die Verfüttern «- von
Hafer an Einhufer und Zuchtbulle« .

Vom 23 Dezember 19 l6.
Auf Grund der Vorschriften im 8 6 Abs 2 » der Be¬

kanntmachung über Hafer aus der Ernte 1916 vom 6 . Juli
1916 (Reichs- Gesetzblatt S . 811 ) und des 8 1 der Bekannt-
machung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts
vom 22 . Mai 1916 (Reichs- Gesetzbl . S . 402 ) wird bestimmt :

I
Die Hafermenge , welche die Halter von Einhufern in

der Zeit vom 1 . Januar bis 31 Mai 1917 einschließlich auS
ihren Vorräten verfüttern dürfen , wird auf 6'/« Zentner für
den Einhufer festgesetzt .

Wenn der Einhufer nicht während des ganzen Zeit¬
raums gebalten wird , ermäßigt sich diese Menge für jeden
fehlenden Tag um je 4Vs Pfund.

Dre Festsetzung der Hafermenge , die in der Zeit nachdem 31 . Mai 1917 an Einhufer verfüttert werden darf,bleibt Vorbehalten
I »

Halter von Zuchtbullen dürfen bis auf weitere« an
jeden Zuchtbullen, für den die Genehmigung der zuständigenBehörde zur Haferfiiücrung erteilt ist , 1 Pfund sür den
Tag verfüttern

Berlin , den 23 . Dezember 1916 .
Der Präsident des KiiegsernährnngsamtS :

vonBatvcki

Vorstehende Bekanntmachung bringen wir zur öffent¬
lichen Kenntnis Hiernach darf an Einhufer die gleiche Menge
Hafer wie bisher (rund 4V- Pfund täglich) verfuttert wer-
den . Die Fütterung non Hafer an Zuchtbullen iwt Geneh¬
migung der zuständigen Behörde ist hingegen auf I Pfund
täglich vom 1 Ja >uar 19 «7 ab beschränkt und die Ber-
füttrrung von Hafer an Arbertsochr 'en überhaupt nicht mehr
zugelassen .

Tie für die Beifüitcrung noch zugelaffcnen Sätze gelten
auch im Ausglcichverfahren nach 8 16 der Bundesratsver -
ordnung vom 6 Juli 1916 über Hafer aus der Ernte 1918
(Reichs-Gefetzblatt Seite 8ll ) .

Zuständige Behörde im Sinne von Ziffer >1 der Bekannt¬
machung vom 23 Dezember 1916 ist nach 8 6 Absatz 2 »
der Bundesratsverordnung vom 6 . Juli 19 l6 und 8 1 unserer
Bollzugsverordnung hiemu vom 14 August 1916 (Gesexes-
und Berordnungsb att Mite 223 ) das BezirksamtTie Bürgermeisterämter haben diese mit dem 1 Januar1917 in Kraft tretendeAenderung ortsüblich bekannt zu machen .

Durlach , den 9 . Januar 1917 .
Großherzogliches Bezirksamt .

Hülsenfrüchte betreffend .
Dre Bnndesratsvcrordnung vom 29 . Fm :

'
: 1916 über

Hülsensrüchte «Reichs -Gesetzblatt Seite 846 , nt durch die Biui-
desratsverordnmrg vom 14. Dezember 1916 «

'Reichs -Geich-
blatt Seite 1360) in folgenden wesentlichen Punkten geän¬dert worden :

V, Um den Bedarf des Heeres an Hülsenirüchten in aus¬
reichender Weife decken und daneben noch Hülsensrüchte au
die Zivilbevölkerung verteilen zu können , wurde,: auch die
Ackerbohnen und Peluschken sowie alles Gemenge, in dem sich
Hülsensrüchte befinden — ausgenommen Gemenge, in dem
sich Hafer befindet, da solches von der Haferverordnung er¬
faßt irr — den Bestimmungen der Bundesratsverordnung
vom 2!». Juni 1916 unterworfen . Ackerbohnen , Peluschken
und Gemenge dürfen also grundsätzlich nicht mehr verfüttert
werden . Jedoch sind bei Ackerbohnen dem Besitzer 5 Doppel¬
zentner für den Hektar der Anbaufläche des Jahres 1916
zu belassen , und soweit er diese Menge nicht als Saatgut
oder zur menschlichen Ernährung verwendet, darf er sie ver¬
füttern . Der Reichskanzler kann auch bestimmen, daß Land¬
wirte , die selbstgewonneneAckerbohnen abliefern , bei der Zu¬
weisung von Futtermitteln besonders berücksichtigt werde » .
Hülsenfrüchte sind nur dann als für die menschliche Ernäh¬
rung nicht geeignete von der Verordnung ausgenommen,wenn die Reichs -Hülsenfruchtstelle sie als ungeeignet aner¬
kannt hat Unter Gemenge ist jede Mischung zu verstehen ,in der sich eine oder mehrere der unter die Verordnung fal¬
lenden Arten von Hülsenfrüchten befinden : dabei ist es für
den Begriff ohne Bedeutung ,ob sich auch Halmfrüchte lGerste,
Roggen usw . « oder Futterhülsenfrüchte lLupinen , Wicken) in
der Mischung befinden. Aus Gemenge, in dem sich Hülsen¬
früchte befinden, sind auf Erfordern der Reichshülsenfrucht-
stelle die Hülsenfrüchte auszusondern : für die Aussonderung
wird eine besondere Gebühr bezahlt, die 3 ^ für den Dov -
pelzcntner abgelieferter Hülsensrüchte nicht übersteigen darf.

Ausdrücklich hervorgehobcn ist nunmehr , daß nicht nur
die rohen, sondern auch die verarbeiteten Hülsensrüchte «also
auch die verschroteten ) der Verordnung unterliegen .

2^ Da unverhältnismäßig viel Anerkennungen von Saat¬
gut staitaefundcn haben, wurden die Sonderbestimmungen
für anerkanntes Saatgut und damit dessen völlige Vcrksbrs-
und Preissreihert ausgehoben . Verkehrs- und preissrei sind
daher nur noch Hülsensrüchte. die laut Bescheinigung des
Bürgermeisteramts zum Gemüseanbau bestimmt sind . Ohne
drese Bescheinigung darf der Verkauf von Saatgut nur nach
Freigabe durch die Reichshülsenfruchtstelledurch die von der
Landeszentralbehörde bestimmte Saatstelle lim Großherzog-
ium die Badische Lcmdwirtschaftskammec) erfolgen.

3) Die Uebernahmepreise für Ackerbohnen, Peluschkeund Gemenge «mit Ausnahme von Saatgut ) wurden fest¬gesetzt:
für Ackerbohnen und Peluschken auf 41—80 »L für

1 Doppelzentner :
Mr, Gemenge je nach der Zusammensetzung auf 38 bis45 <« für 1 Doppelzentner.
Um den Anbau von Hülsenfrüchten im Jahr 1917 zusteigern, ist bestimmt, daß die Mindest- und Höchstgrenzen fürden Uebernahmevreis für alle Hülsenfrüchte aus der Ernte1917 um je 10 für den Doppelzentner erhöht werden.Die Anmeldung der meldepflichtrgen Vorräte hat bisspätestens 29 . Dezember 1916 zu erfolgen. Die erforderlichenMeldeformulare sind in den Landorten auf dem Rathauseund für den Stadtbezirk auf dem Bezirksamt . Zimmer 55.erhältlich und müssen nach Ausfüllung wieder an diese Stelle

abgegeben werden.
Durlach , den 6 . Januar 1917 .

Großherzogliches Bezirksamt.
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Bekanntmachung.
(Nr . 1200/12 . 16. II. 4),

betreffend Beschlagnahme »nd Beftandserhebnng »0«
Calcinm-Carbid.

Vom 12. Januar 1917.
Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen

des Königlichen Kriegsmtutsteriums hiermit zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß, so¬
weit nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere
Strafen verwirkt sind , jede Zuwiderhandlung gegen die
Beschlagnahmevorschriften nach 8 6* der Bekanntmachung
über die Sicherstellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni
1918 (Reichs-Gesetzbl. S . 387) in Verbindung mit den
Nachtragsbekanntmachungen vom 9. Oktober 1915 , 26.
November 1915 und 14. September 1916 ( Reichs -Gesetzbl.
1915 S . 645, 778 und 1916 S . 1019) und jede Zuwider¬
handlung gegen die Meldepflicht nach 8 5° der Bekannt¬
machung über Borratserhebung vom 2. Februar 1916
(Reichs -Gesetzbl. S . 54) in Verbindung mit den Nach¬
tragsbekanntmachungen vom 3 . September 1915 und 21.
Oktober 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 549 und 684) bestraft
wird. Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes ge¬
mäß der Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverläs¬
siger Personen vom Handel vom 23. September 1915
(Reichs -Gesetzbl. S . 603) untersagt werden .
8 1 . Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände .

Bon den Anordnungen dieser Bekanntmachung wird
sämtliches Calcinm-Carbid betroffen .
8 2. Bo« der Bekanntmachung betroffene Personen usw.

Von den Anordnungen dieser Bekanntmachungwer¬
den alle natürlichen und juristischen Personen, gewerb¬
liche oder wirtschaftliche Unternehmer, Kommunen, öf¬
fentlich -rechtliche Körperschaften oder Verbände betrof¬
fen , die Calcium-Carbid erzeugen , verarbeiten , im Be¬
sitz oder Gewahrsam haben , oder bei welchen sich solches
unter Zollaufsicht befindet .

8 3. Beschlagnahme .
Me in 8 1 bezetchneten Gegenstände werden hiermit

beschlagnahmt .
Die Beschlagnahme hat die Wirkung, baß die Vor¬

nahme von Veränderungen an den von ihr berührten
Gegenständen verboten ist und rechtsgeschäftliche Ver¬
fügungen über sie nichtig sind . Den rechtsgeschäftlichen
Verfügungen stehe» Verfügungen gleich , die im Wege
Ser Zwangsvollstreckungoder Arrestvollziehungerfolgen.

Trotz der Beschlagnahme sind Me Veränderungen
und Verfügungen zulässig, die mit Zustimmung des
Kriegsamts (Berlin ) erfolgen.

8 4. Allgemein zulässige Veränderungen und
Verfügungen.

Trotz der Beschlagnahme ist gestattet :
1 . der Verbrauch von Vorräten an Calcium-Carbid

während des ersten Monats nach Inkrafttreten
dieser Bekanntmachung durch die Verbraucher
selbst zu den bisherigen Zwecken,

2. der Bezug von Calcium-Carbid während des er¬
sten Monats nach Inkrafttreten dieser Bekannt¬
machung in Höhe des Verbrauches im Monat
Dezember 1916, soweit er nicht durch eigene Vor¬
räte gedeckt ist, durch die Verbraucher selbst von
ihrem seitherigen Lieferanten. Das Borliegen
dieser Verhältnisse hat der Verbraucher seinem
Lieferanten schriftlich nach bestem Wissen und Ge¬
wissen zu versichern,

* Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geld¬
strafe bis zu zehntausend Mark wird , sofern nickt nach allge¬
meinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind , bestraft :

1 . .
2 . wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand bei-

seiteschafft, beschädigt oder zerstört, verwendet , ver¬
kauft oder kauft oder ein anderes Veräußerungs - oder
Erwerbsgeschäft über ihn absckließt:

3 . wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegen¬
stände zu verwahren und pfleglich zu behandeln , zuwi -
derhandelt :

4 . wer den nach 8 5 erlassenen Ausführungsbestimmun¬
gen zuwiderbandelt .

° Wer vorsätzlichdie Auskunft , zu der er auf Grund die»
ser Verordnung verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Anga¬
ben macht , wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft, auch können
Vorräte , die verschwiegen sind , im Urteil für dem Staate
verfallen erklärt werden . Ebenso wird bestraft, wer vorsätz -
lick die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu
führen unterläßt .

Wer fahrlässig die Auskunft , zu der er auf Grund dieser
Verordnung verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Frist er¬
teilt oder unricktigc oder unvollständige Angaben macht , wird
mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder im Nnvermö -
nenssaile mit Gefängnis bis zu 6 Monaten bestraft, Ebenso
wird bestraft , wer fabrlässia die vorgeickriebeneu Lager-
bücker einzuricktcn oder zu rühren unterläßt .

3 . die Erfüllung vo « Verträgen , die von Reichs - und
Staatsbehörden oder von der Kricgschemikalien -
Aktiengesellschaft abgeschlossen sind oder werden.

4. die Lieferung derjenigen Mengen, die zur Ver¬
arbeitung auf Kalkstickstoff , Aceton und Essigsäure
bestimmt sind , soweit nicht das Kriegsministerium
oder die Kriegschemikalien - Aktiengesellschaft in
seinem Aufträge darüber verfügt hat oder ver¬
fügen wird . '

8 5. Besondere BerLnderungs - «. Berfügungserlanbuis .
Veränderungen und Verfügungen, die über die in

8 4 aufgeführten hinausgehen, kann das Waffen - und
Munitions - Beschaffungsamt des Kriegsamts , Kriegs¬
ministerium, Sektion II . 4, Berlin ^V„ Lietzenburger
Straße , gestatten,- die Erlaubnis mutz schriftlich vor¬
liegen.

8 6. Meldepflicht .
Me von der Bekanntmachung betroffenen Gegen¬

stände ( 8 1) unterliegen einer Meldepflicht . Die Mel¬
dungen sind von den in 8 2 genannten Personen usw . zu
erstatten. Vorräte , die sich am Stichtage unterwegs be¬
finden, sind nach ihrem Eintreffen vom Empfänger zu
melden .

Sind die Gegenstände bei einem Verwahrer ( Lager¬
halter , Spediteur usw.) eingelagert, so ist derjenige zur
Meldung verpflichtet , der sie dem Verwahrer über¬
geben hat.

8 7. Meldung und Stichtag.
Die in 8 1 bezetchneten Gegenstände sind von den in

8 6 bezetchneten Personen usw. zu melden , sofern die
Gesamtmenge bei einer meldepflichtigen Person usw.
5V kg übersteigt.

Die erste Meldung für die bei Beginn des 12. Ja¬
nuar 1917 (Stichtag) vorhandenen Vorräte muß bis
spätestens zum 20. Januar 1917 vorliegen. Die weite¬
ren Meldungen haben monatlich zu erfolgen, und zwar
für die bei Beginn des 1 . Tages eines jeden Monats
( Stichtag) vorhandenen Vorräte bis spätestens zum 6.
Tage des betreffenden Monats .

Die Meldungen sind an die von dem Kriegsamt mit
dem Einsammeln der Meldungen beauftraate Kriegs-
chemikalien-Aktiengesellschaft, Abt . 6 s, Berlin IV . 9.
KSthener Straße 1—4 , einzureichen, - der Briefumschlag
ist mit der Aufschrift : „Carbid-Bestandsmeldung" zu ver¬
sehen.

Die Meldungen haben folgende Angaben zu ent¬
halten :

1 . Gesamtbestand am (Stichtag) . . . ( in kg) .
2. Bestand am (Stichtag) . . geteilt nach

Körnung , unter gleichzeitiger Angabe der Kör¬
nung,

3. Lagerort der zu meldenden Bestände .
In Rücksicht auf eine gesickerte Zuteilung ist es er¬

forderlich , in der ersten Meldung auch die folgenden
Fragen zu beantworten.

4. ob Selbstverbrauchcr, Händler oder Erzeuaer .
6. Verwendungszweck für das Calcium- Carbid.
6. monatlicher Bedarf hieran ( unter Angabe der

Körnnngt , gesondert nach Verwendungszwecken .
Auf den Meldungen dürfen andere Mitteilungen ,als die hier geforderten, nicht enthalten sein .
Bon den erstatteten Meldungen ist eine Abschrift

(Durchschlag oder Kopie ) von dem Meldenden zurnckzn-
behalten und aufzubcwahren. Sie sind mit deutlicher
Unterschrift, genauer Adresse und Freimarken zu ver¬
sehen.

8 8 , Lagerbuch nnd Auskunftserteilung .
Jeder Meldepflichtige hat ein Lagerbnch zu führen,

aus dem jede Aenderuna in den Rorratsmengcn und
ihre Verwendung ersichtlich sein muß .

Beauftragten Beamten der Militär - oder Polnci -
behörde ist die Prüfung des Lagerbuches , sowie der Be¬
sichtigung der Räume zu gestatten , in denen meldcvflich -
tige Gegenstände sich befinden oder zu vermuten sind .

8 9. Anfrage» und Anträge.
Anfragen sind an die Kriegschemika -lien-Aktien-

gesellschaft, Abt. 0 a, Berlin 9 . Köthener Straße 1—4,
zu richten .

Ueber die Stellen , an welche die monatlichen An¬
träge anf Zuweisung zu richten sind, und über die Form
dieser Anträge ist die Kriegschemtkalien-Aktiengesellschaft
beauftragt , demnächst weitere Mitteilungen bekanntzn-
geben .

8 10. Inkrafttreten .
Diese Bekanntmachung tritt mit Beginn des 12. Ja¬

nuar 1917 in Kraft. Mit ihrem Inkrafttreten sind die
Einzelveschlagnahmen von Calcium-Carbid aufgehoben.

Karlsruhe , den 12. Januar 1917.
Der kommandierende General :

I . V . : v . Corbidre , «
Generalleutnant .
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Naturalleistungen für die bewaffnete Macht
betreffend .

Die Vergütung für Rauhfutter (Fourage ) , dasdurch Ankauf der Gemeinden beschafft werdenmußte , beträgt im Amtsbezirk Durlach für denMonat Dezember 1916 :
für 100 icF Hafer — Mk . — Pf .für 100 Roggenstroh

Flegeldrujch 5 Mk. — Pf .
gepreßtes 4 Mk. 70 Pf .
loses 5 Mk — Pf .
Maschinendrusch 5 Mk. — Pf .für 100 kr; Heu
Wiefenheu

gepreßtes 11 Mk . — Pf .
loses 10 Mk . 50 Pf .

Kleeheil 12 Mk' — Pf .Durlach , den 9 Januar 1917
Gcoßherzoqliches Bezirksamt.

Den Verkehr mit Kraftfahrzeugen betr .
"

Es ist v elsach voraekommen , dasi Aurugeräusch sürFliegergeräusch angeiprvchen und dementsprechend gemeldetwurde, wodurch eine unnötige Veunrnhigung der Bevölkerungdurch Alarniiciung .-n heroorgeruien worden istUw dies zu vermeiden , bringen wir d e Burschrist in8 17 Absatz 3 der Ve -mdnung des Bindesrats vom 3 . Fe¬bruar 19 lO in E innerung , wonach das Oefsncn etwa vor¬handener Auspusftiappen und mithin auch das Fahren mitgeöffneten Auspuffklapp?« verboten ist.
Durlach , den 10 . Januar 1917

_ Großherzogliches Bezirksamt .

HekanntrnarWg.Der Höchstpreis für Hafer betrögt b-s zum 3t . 1 . 1917780 Mk , vom 1 . 2 . 1917 ab 250 Mk . sür eine Tonne . Esliegt daher wr Interesse jeden Landwirts , soviel w .e mög¬lich Hafer noch bis 31 1 . 1917 abzuliesevn .Dis Hceresrei waltung zahlt auch sür solchen Hafer280 Mt . , der bis 31 . I . 1917 sür sie in de Magazine desKreises ( KommunalverbandeS) abgelieiert wird.Auf Aufbezahlung des Höchstpreises von 280 Mk . sürden nach dem 31 1 . I9l7 in das Magazin (Schiff ) desProviantamtes oder des Kicises gelieferten Hafer ist nur inbesonders begrür beten Ausnabmeiöllrn zu rechnen ; Ver¬ordnung vom 4 . Dezember 1916 R G .Bl . S . 1327 .Durlach , den 15 . Januar 1917 .
Grnsih. rzvgliches Bezirksamt

Tcn Vollzug des Kapitalabfindnngsgefetzes
betreffend .

Nach Z 2 und 10 der Verordnung d 's Ministeriumsdes Innern vom 2. Dezember 1916 , den Vollzug des Ka -vitalabfindiinpsgcietzes veireffend, haben die Vorstände derLandesau -schüsje der Kriegsbeschädigten- und K , ieg - künter -b iebenenfürsorge des Vereins Badischer Heimatdank dieNützlichkeit der beabsichtigten Verwendung des Abfindungs»kapita s zu prüfen , die Entscheidung auSzuführe» und dienützliche Verwendung zu überwachen. S -c lönnen diese Aus-gaoen Sonderau - schüssen übertragenKewe LandeSaneschüsse haben von dieser Befugnis Ge¬brauch gemacht und einen gemeinsamen Sonderansschutz ge¬bildet, der die Bezeichnung
„Siedelungsstelle des Badischen Hcimatdauled "snbrr . Tie Geschäftsstelle ist im Mirister >um des Innernerrichtet. Tie S -edeiungsstelle w rd gleichze tig die Beratungder Kri -gsdeichädigten nna Krögshintervliebenni in Ange-legenhcüen der Wvhnu. gssürsorge und Ansicdeln -g über¬nehmen

Die .Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen- habendaher künitig die zustimmeudeu Bescheide des Genervikom-inandos der SiedelungSstelle des Badischen H imatdankrS inKarlsruhe oorznstgen und ebendahin auch alle Arsragen inArgkleglnhcitc» der Wvhr iingssü»sorge und Ansadelung zurichte »
Dur lach , den 16 . Janurr >917 .

_ GrosihcrzoglicheS Bezii ksamt ._

zur Abgabe der Erklärung für die Veran¬lagung zur Befitzsteuer und Kriegssteuer .Nach 8 52 Aos l und 2 des Besinftencrgcseycs vom3 . Juli 1913 , nach den 88 5 und 15 Abs 1 der Aussüli-» » ngrbisiiinmungen des -Bundesrats und nach 8 7 der Voll¬zug - Verordnung des Finanzminister iumS biczu , weiter nach8 26 des Krieassteuergeseyes vom 21 . Inn , 1916 , nach den88 2 , 4, 6, 7 Abs 1 und 8 der AuSstchrungsbestimmunacndes Buiidesrnts und nach 8 l der Vollzuqsverordnung desFinanzministeriums hiezu habe» alle Personen . die am 3l .

Dezenber 1916 ein steuerpflichtiges Vermögen von mehr als10000 haben,ia der Ze »t vom 15. Jirulü - bis 15 Februar 1917eine Besitz- und Kri-gsirenererklärung e- machen EineKricfssteueierkiäruug Hoden ferner abzugeben die Vorstände,periünhch Haltenden Gesellschmie , Ve -rreier , Gescbästssühreroder Liquidatoren der rrländ -ichen Ak ienges-llschasten , Kvm -incmd-itgesrtischa ' ten gm Eien , B -rggewertichasten , Gesell¬schaften ytir heschränkier Haftung und eingetragenen Ge¬nossenschaften , di« Vorsteher dxr inländischen Rjkderiaffmrgenvon auslündiichen Ges- llschasten dieser Nit , die im deutschenReichsgebiet eine Betriebsstäite haben , schließlich di« Ver¬treter der vom Bund srat >ür lriegsskeu-rpflichtig erklärtensonstige, , juristischen Personen.Eine Tägsahit zur Entgegennahme der Erklärungenfindet nicht statt Jeder Lieuer pflichtige muh vielmehr selbstdafür wrgen , dag lei e Erklärung rech zeuig beim zustän¬digen Steuerkommiffär eiug>reichr wird . Steuerpflichtige, dienicht am Amtssitz des Steueckommissärs , aber in einer Ge¬meinde seines Bezirks wohnen köniwn ,hre Erklärung auchbeim Bürgermeister ihrer Wvhnsitzgemeinde — offen oderv . rsthloffen - einrcichen .
Gegen den , der die E - klärung nicht rechtzeitig abgrbt,lönnen Gelbst, . sen bis zu 500 s4r jede FristversäumniSausgesprochen ,ver? en ; auherdcm wird ihm em Zuschlag von.5 bis IO vom Hundert der geschult» ten Besitz - und Krieas-sleuer auserlegt.
Erhält ein nach 8 52 Abs I des Besihsteuergesetz

'es odernach 8 26 des Lnegssteuergesetzes zur Abgabe einer Er¬klärung Verpflichteter lene b,sondere Auffor0iruug hiezu ,so ist er dadurch von dieser Verpflichtungglicht befreit. Erhat vielmehr die Erklärung auch oh ie besondere Aufforderungrcchtz - iiig einzureichen
Vordrucke sür die Erklärungen weiden den Steuer¬pflichtigen , soweit e» möglich in , zug stellt . auherdcm abervon den Bürgermeisteräm ern , am Amtssitz des Steuer «kommiffürs, Vvn diesem , unentg - ltlich abgegeben.Unrichtige oder unvollständige Angaben in der Er¬klärung sind mir einer Geldstrafe bis zum Zwanzigsachender gekährdeten Besitzstcuer und «us zum Fünffachen der ge-säbrdeten Krieassteuer bedroht . in gewissen Fallen danebennoch bei tec Besitzsteuec in r Gesängnisstrase bis zu sechsMoäaten . bei der Kriegesteue- ml Geiängnisftiafe bis z»einem Jahr und Verlust ? e > bürge lichen Ehrenrechte.Die Finanz - und Hauptstew-rämt r , in den fünf großenStadien des Landes auch die Stcuerernnehmereien , ziehendie Besitz- und die Kriegs» ! »cr ei » Zahlungen auf die Kriegs-steuer weiden auch schon vor der Veranlagung angenommen.Durlach , den 2 Januar 1917.Der Großh . Steuerkommiffär sür den Bezirk Turlach .

Die Gemeinden Königsbnch , Singen und Wilferdingensind der unterzeichn- ten Stelle zugereist und gelten sür die¬selben die gleichen Bestimmungen.
Pforzheim , den 2 . Januar 1917 .Ter Gr . Steuerkommiffär sür Leu Bezirk

Pforzheim - Land II .

Kricgsfteucr .Bci Entrichtung der Knegssteuer weiden die Schuld¬verschreibungen, Schuldbuchforderunaen und Schatzanwei-sungea der tdricasanstihen des Deutschen Reichs an Zah¬lungsstatt angenommenWer zur Zahlung SchnlSbnchfsrdernngcn verwen¬den will , muh einen entsprechenden Antrag an die Reichs-schuldenvkiWallung iSchnldbuchangelc-genhnt ) in Be,lin M63, Oranienstr . 92 94 , stellen . Als Annahmestellen für dieSchuldverschreibungen « ,,d Schatzanrveisungc « sindsür das Giohhirzogtum bcuimiiit worden :s . Rcichsbaukaustuttcu :
das Kontor der Reichshauptdank sür Wertpapiere inBerlin 5lV 19,die Neichsbankhauptstcte in Mannheim unddie Reichs bankstellen in Freiburg und Karlsruhe ;(7 . die Badische Varrk i« Aiannheini nnd ihr «
Iweigniederlassung in Dlarlsruh « .Die Reichsbankmistalten gcltcn al« Annahmestelle nursür solche Steuerpflichtige , d e am Sitz ? dieser Anstalteninohneii od --r ihren S y haben Das Kontor der Reichs -banplbank sür Wertpapiere in Birlin dient als Annahme¬stelle auch sür die nicht in Berlin wohnenden Kunden , diebei ihm Wertpapiere zur Verwahrung offen nicdergelegthaben. Die Kunden haben die Hinterlegungsscheine einzu-eichen Die verwahrten Wertpapiere müssen zur freien Ver¬fügung d^r Nieder -leger steten . Auf Wunsch nehmen die

NeichSbankhauptstellen und die Rejchsbankstellen des DeutschenReichs Anträge und Hmterlegungsscheine zur Weiterbeför¬derung an das Kontor der Reichshauptbank für Wert¬papiere entgegen.
Die Badische Bank in Mannheim und ihre Zweignieder¬lassung in Karlsruhe gelten als Annahmestellen für alleSteuerpflichtigen, die im Grotzherzogrum wohnen oder ihren-Sitz haben.

Zoll - nnd Ttenerdircktivn .
Druck und Verlag von Adolf DupS in Durlach .
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